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Drucksache 3239 


Antrag 

der Abgeordneten Wieninger, Dr. Franz, Stücklen, 
Schneider (Hamburg), Höcherl und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Behebung der Arbeitslosigkeit älterer Angestellter 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§1 

(1) Arbeitsloser älterer Ausgestellter im 
Sinne idieses iGesetzes ist, wer 

a) über 45 Jahre alt ist, 

b) mindestens 5 Jahre ununterbrochen an- 
gestelltenversicherungspflichtig war, 

c) seit mindestens einem Jahr vor Inkraft- 
treten dieses Gesetzes arbeitslos ist und 

d) vor Beginn der Arbeitslosigkeit nicht nur 
vorübergehend einen Angestelltenberuf 
ausgeübt hat. 

(2) Dem Personenkreis der arbeitslosen 
älteren Anges teilten nach Absatz 1 gehört 
auch an, wer ohne eigenes Verschulden zur 
Erhaltung seiner Existenz vorübergehend 
eine andere Tätigkeit ausgeübt hat. 

§2 

(1) Private Arbeitgeber werden von <der 
Zahlung des Ausgleichsbetrages nach § 9 des 
SchweAeschädigtengesetzes vom 16. Juni 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 389) insoweit be- 
freit, als sie für nicht besetzbare Schwerbe- 
schädigtenpflichtplätze oder nicht besetzbare 
Plätze für Gleichgestellte arbeitslose ältere 
Angestellte (§ 1) einstellen. 

(2) Die Befreiung wird auf Antra,g ides Ar- 
beitgeibers vom Arbeitsamt im Benehmen 


mit der Hauptfürsorgestelle ausgesprochen, 
wenn feststeht, daß für einen Schwerbeschä- 
digtenpflichtplatz oder den Platz eines 
Gleichgestellten kein geeigneter Bewer*ber 
vermittelt werden konnte und der statt- 
dessen Eingestellte dem Personenkreis nach 
§ 1 angehört. 

(3) Die Befreiung von der Ausgleichsab- 
gabe gilt nur für die Dauer der tatsächlichen 
Beschäftigung des zugewiesenen, bisher ar- 
beitslosen älteren Angestellten. 

(4) Das Ausscheiden -des Eingestellten aus 
dem Betrieb oder Unternehmen oder seine 
Beschäftigung in einer nicht angestelltenver- 
sicherungspflichtigen Tätigkeit ist dem Ar- 
beitsamt unverzüglich anzuzeigen. 

§3 

Für Verwaltungen des Bundes, der Länder, 
der Gemeinden und der sonstigen Körper- 
schaften, Stiftungen und Anstalten des öf- 
fentlichen Rechts sowie der öffentlichen Be- 
triebe gelten die Vorschriften des § 3 des 
Schwerbeschädigtengesetzes bei ider Einstel- 
lung älterer arbeitsloser Angestellter entspre- 
chend, wenn von den Arbeitsämtern keine 
Schwerbeschädigtenpflichtplätze oder Plätze 
Gleichgestellter besetzt werden können. 

§4 

(1) Arbeitgeber mit unter 1 Million Deut- 
sche Mark Jahresumsatz erhalten bei der 
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Einstellung eines bisher arbeitslosen älteren 
Angestellten (§ 1) auf Antrag von der Bun- 
desanstalt für Arbeitslosenvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung ein zinsloses Ar- 
beitsplatzdarlehen in Höhe bis zu 5000 Deut- 
sche Mark. 

(2) Das Darlehen wird in vierteljährlichen 
Raten In der Höhe der Ausgleichsleistungen 
für Schwerbeschädigte (§ 9 des Schwerbesdää- 
dlgtengesetzes) getilgt. 

(3) Bei nicht vom Neueingestellten ver- 
schuldeten Ausscheiden aus der durch die 
Darlehensgewährung begünstigten Beschäfti- 
gung wird das Darlehen in Höhe des noch 
nicht getilgten Betrages zur sofortigen Rück- 
zahlung fällig. 


§ 5 

Die Zahlung von Zuschüssen und Beihil- 
fen sowie die Gewährung von Darlehen jeder 
Art seitens der Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung zu 
Arbeitsbeschaffungszwecken an Arbeitgeber 
des öffentlichen und privaten Rechts erfolgt 
vorrangig zur Bereitstellung von Arbeits- 
plätzen für ältere arbeitslose Angestellte. 


§6 

(1) Für Darlehensnehmer von Arbeits- 
platzdarlehen gemäß §§ 4 und 5 besteht die 
gleiche Meldepflicht wie nach § 2 Abs. 4. 

(2) Bei Verstößen gegen die Meldepflicht 
finden die Vorschriften über Ordnungs- 
widrigkeiten des § 37 des Schwerbeschädig- 
tengesetzes Anwendung. 

§7 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrates und nadt An- 
hörung des Verwaltungsrates der Burtdes- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversidierung durch Rechtsverordnung 
Durchführungsvorschriften zu erlassen. 

§ 8 

Dieses Gesetz gilt auch Im Lande Berlin, 
wenn das Land Berlin die Anwendung diefses 
Gesetzes feststellt, 

§9 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. Es tritt am 31. De- 
zember 1962 außer Kraft, sofern es nicht 
durch ein Ergänzungsgesetz verlängert wird. 
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